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E N T W U R F   

Stand: 23.11.2023                          

 
Referentenentwurf 

des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr  

 

 

 

 
Neunundzwanzigste Verordnung  

zur Änderung der FS-An- und Abflug-Kostenverordnung 

 

A. Problem und Ziel 

Die Gebührensätze im Bereich der Flugsicherung sind grundsätzlich so zu bemessen, 
dass der mit den Amtshandlungen verbundene Verwaltungsaufwand gedeckt wird. 
Diesbezüglich ändern sich jährlich sowohl die Gesamtkosten als auch der durch die 
Flugsicherung zu kontrollierende Verkehr.  

Mit der Änderungsverordnung werden notwendige Anpassungen an der Verordnung 
über die Erhebung von Kosten für die Inanspruchnahme von Diensten und Einrichtun-
gen der Flugsicherung beim An- und Abflug vorgenommen.  

Dabei wird ein einheitlicher Gebührensatz sowohl für An- und Abflüge an den 15 inter-
nationalen deutschen Verkehrsflughäfen (Gebührenbereich 1) als auch für die Flug-
plätze gemäß § 1 Absatz 1a der FS-An- und Abflug-Kostenverordnung (Gebührenbe-
reich 2) für das Jahr 2024 festgelegt. 

 

B. Lösung 

Anpassung und Aktualisierung von § 2 der FS-An- und Abflug-Kostenverordnung.  

 

C. Alternativen 

Keine. 

 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Um einen einheitlichen Gebührensatz in beiden Gebührenbereichen zu ermöglichen, 
werden verfügbare Bundesmittel eingesetzt, um die nach Einnahme der Gebühren im 
Gebührenbereich 2 verbleibende Finanzierungslücke auszugleichen. Die in den Eck-
punkten zum Bundeshaushalt 2024 vorgesehenen 50 Mio. Euro werden dazu voraus-
sichtlich ausreichen. 

 

E. Erfüllungsaufwand  

 1. Bürgerinnen und Bürger 

Keiner. 
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2. Wirtschaft 

Keiner.  

3. Verwaltung 

Keiner. 

 

F. Weitere Kosten 

  

Durch die Erhöhung des Gebührensatzes steigen die Kosten für die Luftraumnutzer. 
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Referentenentwurf 

des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr  

 

Neunundzwanzigste Verordnung  

zur Änderung der FS-An- und Abflug-Kostenverordnung 

  

Vom […]  

 
Auf Grund des § 32 Absatz 4 Nummer 7 in Verbindung mit Absatz 4a Nummer 2 des Luftver-
kehrsgesetzes, von denen Absatz 4 Satzteil vor Nummer 1 zuletzt durch Artikel 567 Num-
mer 2 Buchstabe b der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474) geändert, Absatz 
4 Nummer 7 durch Artikel 2 Nummer 15 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa Ziffer ii des Ge-
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2424) angefügt, Absatz 4a Satzteil vor Nummer 1 zu-
letzt durch Artikel 567 Nummer 2 Buchstabe b der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I 
S. 1474) geändert und Absatz 4a Nummer 2 zuletzt durch Artikel 2 Absatz 175 Nummer 3 
Buchstabe b des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) geändert worden ist, in 
Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Zuständigkeitsanpassungsgesetzes vom 16. August 2002 
(BGBl. I S. 3165) und dem Organisationserlass vom 8. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5176) 
verordnet das Bundesministerium für Digitales und Verkehr: 

 

Artikel 1 

§ 2 der FS-An- und Abflug-Kostenverordnung vom 28. September 1989 (BGBl. I S. 1809), die 
zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 30. Oktober 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 292) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „1. Januar 2023 255,94 Euro“ durch die Wörter 
„1. Januar 2024 271,24 Euro“ ersetzt. 
 

2. In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „1. Januar 2023 255,94 Euro“ durch die Wörter 
„1. Januar 2024 271,24 Euro“ ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft. 

 

Berlin, den  

Der Bundesminister  

für Digitales und Verkehr  
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Begründung 

 

A. Allgemeines 

 
Mit der Änderungsverordnung macht das Bundesministerium für Digitales und Verkehr von der 
ihm nach § 32 Absatz 4 Nummer 7 des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) eingeräumten Ermäch-
tigung zum Erlass von Rechtsverordnungen über die Kosten für die Inanspruchnahme von 
Diensten und Einrichtungen der Flugsicherung Gebrauch. 

Die Änderungsverordnung passt die Gebührensätze für die Inanspruchnahme von Diensten 
und Einrichtungen der Flugsicherung beim An- und Abflug an das für das Jahr 2024 an Flug-
plätzen im Gebührenbereich 1 vorausgeschätzte Kostenniveau unter Berücksichtigung der 
prognostizierten dortigen Verkehrsentwicklung an.  

Diese ergeben sich für den Bereich der Kosteneffizienz aus dem nationalen Leistungsplan. 
Dieser wurde für die Jahre 2020 bis 2024 entsprechend den Vorschriften der Durchführungs-
verordnung (EU) 2019/317 der Kommission vom 11. Februar 2019 zur Festlegung eines Leis-
tungssystems und einer Gebührenregelung für den einheitlichen europäischen Luftraum und 
zur Aufhebung der Durchführungsverordnungen (EU) Nr. 390/2013 und (EU) Nr. 391/2013 
(ABl. L 56 vom 25.2.2019, S. 1) in Verbindung mit den Vorschriften der Durchführungsverord-
nung (EU) 2020/1627 der Kommission vom 3. November 2020 über Sondermaßnahmen für 
den dritten Bezugszeitraum (2020-2024) des Leistungssystems und der Gebührenregelung für 
den einheitlichen europäischen Luftraum aufgrund der COVID-19-Pandemie erstellt und nach 
durchlaufen des zugehörigen Verfahrens am 15.12.2022 durch die Bundesrepublik Deutsch-
land angenommen. Weiterhin enthalten die aktualisierten Gebührensätze die Überträge aus 
den Vorjahren, wie sie sich aus den einschlägigen Rechtsvorschriften, insbesondere aus Arti-
kel 25 der Durchführungsverordnung (EU) 2019/317 ergeben. 

Die gemeinsame Gebührenregelung dient der Verwirklichung des einheitlichen europäischen 
Luftraums, fördert die Transparenz hinsichtlich der Festlegung, Erhebung und Durchsetzung 
von Gebühren für den Luftraumnutzer und verbessert die finanzielle und betriebliche Effizienz. 

Die Kosten für den An- und Abflug werden im Einklang mit den Rechnungslegungsvorschriften 
gemäß Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 550/2004 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 10. März 2004 über die Erbringung von Flugsicherungsdiensten im einheitlichen 
europäischen Luftraum (ABl. L 96 vom 31.3.2004, S. 10), zuletzt geändert durch Verordnung 
(EG) Nr. 1070/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur 
Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 549/2004, (EG) Nr. 550/2004, (EG) Nr. 551/2004 und 
(EG) 552/2004 im Hinblick auf die Verbesserung der Leistung und Nachhaltigkeit des europä-
ischen Luftverkehrssystems (ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 34) festgestellt. Unter „B. Im Ein-
zelnen“ werden sowohl die anteiligen Kosten für die Dienste, Einrichtungen und Tätigkeiten 
der DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, des Deutschen Wetterdienstes, des Bundesministe-
riums für Digitales und Verkehr und des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung als auch 
vorgenommene Anpassungen näher spezifiziert. 

Bezogen auf den Gebührenbereich 2 wird ausweislich der Begründung des Sechzehnten Ge-
setzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes (Bundestags-Drucksache 19/28788, S. 6) ein 
möglichst einheitliches Gebührenniveau angestrebt, wobei verfügbare Bundesmittel einge-
setzt werden, um die nach Einnahme der Gebühren verbleibende Finanzlücke in diesem Ge-
bührenbereich auszugleichen. 

Die Vorgaben der Verordnung (EG) Nr. 550/2004 sehen die Veröffentlichung eines einheitli-
chen Gebührensatzes vor. Dieser beträgt für das Jahr 2024 pro Dienstleistungseinheit 
271,24 Euro.  
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B. Im Einzelnen: 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 2 Absatz 1 Satz 1) 

Der Gebührensatz wird unabhängig von der tatsächlichen Verkehrs- und Kostenentwicklung 
zunächst aufgrund des jeweils gültigen Leistungsplanentwurfes bzw. des final angenommenen 
Leistungsplanes für den jeweiligen Bezugszeitraum berechnet. Der Gebührensatz wird errech-
net, indem die algebraische Summe aus geplanten Kosten sowie der sich aus bestimmten 
Sachverhalten ergebenden Anpassungen durch die prognostizierte Gesamtzahl der An- und 
Abflugdienstleistungseinheiten für das betreffende Jahr geteilt wird. 

Die Kostenbasis enthält dabei die festgestellten Kosten der leistungserbringenden Flugsiche-
rungsorganisation DFS Deutsche Flugsicherung GmbH (DFS), des Deutschen Wetterdienstes 
(DWD), des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr und des Bundesaufsichtsamtes für 
Flugsicherung. 

Die Notwendigkeit für Anpassungen ergibt sich nach den einschlägigen Vorschriften u. a. auf-
grund von Abweichungen gegenüber der ursprünglichen Planung betreffend Inflationsrate und 
Verkehrsentwicklung, die grundsätzlich zwei Jahre nachlaufend (n+2) die Gebühr beeinflus-
sen.  

Anpassungen des Gebührensatzes können zudem notwendig werden aufgrund von Verände-
rungen bei den von der Kostenrisikoteilung ausgenommenen Kosten, der Zahlung bzw. Rück-
zahlung von öffentlichen Mitteln, der Gewährung leistungsbezogener Boni bzw. Malusse oder 
einem nicht angenommenen Leistungsplanentwurf und der damit verbundenen Anwendung 
vorübergehender Gebührensätze. 

Der Gebührensatz wird ab 1. Januar 2024 auf 271,24 Euro pro Dienstleistungseinheit festge-
setzt.  

Er berechnet sich wie folgt: 

Die Summe aus umlagefähigen Kosten und entsprechenden Anpassungen im An- und Abflug-
bereich wird für das Jahr 2024 auf rund 448 Mio. Euro festgesetzt. 

Sie teilt sich auf in: 
 

Personalkosten DFS 224.901.734,09 Euro   

Sonstige Betriebskosten 
DFS 

56.844.488,96 Euro   

Abschreibungen DFS 33.612.322,48 Euro   

Kapitalkosten inkl. Verzin-
sung des betriebsnotwendi-
gen Vermögens DFS 

4.953.384,00 Euro 

 

 

Sondereffekte DFS 0 Euro   

Gesamtkostengrundlage DFS 320.311.929,53 Euro 

   

Kostengrundlage des DWD 5.259.590,34 Euro 

 

Kostengrundlage BMDV/BAF 1.227.911,29 Euro 

   

Gesamtkostengrundlage 326.799.431,16 Euro 
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Anpassungen aufgrund Abweichungen von der prog-
nostizierten Inflationsrate aus dem Jahr 2022 

22.017.268,10 Euro 

Anpassungen aufgrund der von der Kostenrisikotei-
lung ausgenommenen Kosten aus dem Jahr 2022 

-841.664,78 Euro 

  

Anpassungen bei Teilung des Verkehrsrisikos aus 
dem Jahr 2022, Übertrag auf das Jahr 2024 

35.236.983,38 Euro 

Verkehrsanpassungen, Übertrag auf das Jahr 2024 
nach Artikel 25 Absatz 2 Buchstaben g und h der 
Durchführungsverordnung (EU) 2019/317 

-1.466.985,03 Euro 

Anpassung aufgrund von öffentlichen Mitteln aus den 
Jahren 2022 bis 2024 

- 888.116,66 Euro 

Anpassungen aufgrund eines bislang nicht ange-
nommenen Leistungsplanentwurfes und der damit 
verbundenen Anwendung vorübergehender Gebüh-
rensätze in den kombinierten Jahren 2020 und 2021 

66.978.485,16 Euro 

   

Anpassungen gesamt 121.035.970,18 Euro 

   

Kostengrundlage für die Gebührenberechnung 
für das Jahr 2024 

447.835.401,34 Euro 

 

Die maßgeblichen prognostizierten Dienstleistungseinheiten (DLE), basierend auf dem 
Ende 2022 final angenommenen Leistungsplan, betragen entsprechend dem Base Scenario 
der STATFOR-Verkehrsvorhersage vom 15. Oktober 2021 im Jahre 2024 1.498.000 Dienst-
leistungseinheiten. 

Die (An- und Abflug-)Dienstleistungseinheit entspricht dem Faktor „Gewicht“ des betreffenden 
Luftfahrzeugs. Der Faktor „Gewicht“ entspricht dem auf zwei Dezimalstellen berechneten Quo-
tienten aus der durch fünfzig geteilten Zahl, die das in Tonnen ausgedrückte höchstzulässige 
Startgewicht des Luftfahrzeugs gemäß Anhang VIII Nummern 1.3 bis 1.5 der Durchführungs-
verordnung (EU) 2019/317 angibt, potenziert mit 0,7 (vgl. Artikel 25 Absatz 2 i.V.m. Anhang 
VIII Nummer 2 der Durchführungsverordnung (EU) 2019/317). 

Für das Jahr 2024 erfolgt eine außerordentliche Gebührensenkung gemäß Artikel 29 Absatz 6 
der Durchführungsverordnung (EU) 2019/317 um 27,72 Euro pro DLE. Diese resultiert unter 
anderem aus einem im Nachhinein festgestellten deutlich überschätzten Ansatz von Plankos-
ten für ein Projekt zur Drohnendetektion. Die Aufgabe wurde der DFS durch das BMDV zuge-
wiesen und in der Folge in die Kostenbasis des Leistungsplans eingestellt. Es gibt keinen ge-
setzlichen Mechanismus zur Berücksichtigung solch deutlicher Abweichungen zwischen den 
Plankosten und den tatsächlich anfallenden Kosten, weswegen im vorliegenden Fall Konsens 
zwischen BMDV, BAF und der betroffenen DFS besteht, die Kostenunterschiede gesondert 
abzurechnen und in den Jahren 2024 bis einschließlich 2026 mittels außerordentlicher Ge-
bührensenkungen zu berücksichtigen. Aus dem Verhältnis von anrechenbaren Kosten und 
prognostizierten Dienstleistungseinheiten vermindert um die außerordentliche Gebührensen-
kung ergibt sich für 2024 folgender Gebührensatz: 

(t) = 447.835.401,34 Euro / 1.498.000 DLE - 27,72 Euro =  

271,24 Euro je DLE (gerundet). 
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Zu Nummer 2 (§ 2 Absatz 2 Satz 1) 

Bezogen auf den Gebührenbereich 2 wird ausweislich der Begründung des Sechzehnten Ge-
setzes zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes (Bundestags-Drucksache 19/28788, S. 6) ein 
möglichst einheitliches Gebührenniveau angestrebt, wobei verfügbare Bundesmittel einge-
setzt werden, um die nach Einnahme der Gebühren verbleibende Finanzierungslücke in die-
sem Gebührenbereich auszugleichen. In den Eckpunkten zum Bundeshaushalt 2024 sind hier-
für 50 Mio. Euro vorgesehen. Zum jetzigen Zeitpunkt wird davon ausgegangen, dass diese 
ausreichen werden, um die verbleibende Finanzierungslücke auszugleichen. Abschließend 
belastbare Kosten- und Verkehrsschätzungen liegen jedoch noch nicht vor. 

 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten der Verordnung. 

 


